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Einleitung








1.	Allgemeines





Gemäss Botschaft zum Verordnungsentwurf über die Einsetzung der Sachbereichs-kommissionen des Verfassungsrates hat die Kommission den Auftrag (Seite 6), folgende Themen zu bearbeiten:


-	Gemeinden: Stellung, Autonomie; Kompetenzen, Organe, Finanzen, Zusammenarbeit zwischen Gemeinden;


-	Bezirke: Stellung, Anzahl, Oberamtmänner;


-	Schaffung neuer regionaler Einheiten.





Die Kommission setzt sich aus den Damen und Herren Carmen Buchiller, Yvonne Gendre, Béatrice Wüthrich, Jacques Barras, Moritz Boschung-Vonlanthen, Denis Chassot, Elian Collaud, Gaétan Emonet, Hans-Peter Gaberell, Marc Genilloud, Jean-Marie Masset, Placide Meyer, Christian Pernet, Philippe Remy, Laurent Schneuwly, Robert Sturny und Olivier Suter zusammen. Als Stellvertreter haben ausserdem die Herren Reynold Pauchard, Jean-Philippe Philipona und Jean-Bernard Repond teilgenommen.





Die Sitzungen wurden von Herrn Laurent Schneuwly geleitet. Das Sekretariat wurde von Herrn Sébastien Schneuwly, juristischer Sekretär des Verfassungsrates, ausgeübt.





Die Kommission ist jeweils in den Räumen des Zivilschutzamtes in Granges-Paccot zusammengetreten:


-	Freitag, den 23. Februar 2001;


-	Freitag, den 9. März 2001;


-	Donnerstag, den 22. März 2001;


-	Freitag, den 6. April 2001;


-	Donnerstag, den 19. April 2001;


-	Freitag, den 4. Mai 2001;


-	Donnerstag, den 17. Mai 2001;


-	Donnerstag, den 31. Mai 2001;


-	Freitag, den 22. Juni 2001;


-	Donnerstag, den 5. Juli 2001;


-	Donnerstag, den 12. Juli 2001;


-	Freitag, den 17. August 2001.





Anlässlich ihrer Sitzung vom 9. März 2001 hat die Kommission beschlossen, die Arbeiten mit den Gemeinden zu beginnen, dann die Bezirke zu behandeln  und mit der Schaffung von neuen regionalen Einheiten abzuschliessen.





Um Anleitungen zu ihrem Auftrag zu erhalten, hat die Kommission anlässlich ihrer Sitzung vom 6. April 2001 die Fachleute Bernard Dafflon und Stefan Hug zu den Themen der Gemeindezusammenschlüsse, der idealen Grösse der örtlichen Körperschaften und der Agglomerationen angehört. Am 22. Juni 2001 hat sie auch Gérald Mutrux, Dienstchef beim Gemeindedepartement des Kantons Freiburg, zu Themen über die Gemeindeorgane, namentlich im Zusammenhang mit den letzten Änderungen des Gesetzes vom 25. September 1980 über die Gemeinden, und über die Gemeindezusammenschlüsse, unter anderem über die Forderung des Zusammenhangs ihrer Ziele und über ihre Organe, angehört.





In Anbetracht der an der Sitzung vom 9. März getroffenen Entscheide über den Ablauf der Arbeiten behandelt dieser Zwischenbericht nur die Gemeinden. Die andern der Kommission zugeteilten Themen, nämlich die Bezirke (Stellung, Anzahl, Oberamtmänner) und die Schaffung von neuen regionalen Einheiten, werden im Schlussbericht angegangen, welcher neben den erwähnten Inhalten die definitiven Thesen der Kommission über die Gesamtheit des ihr erteilten Auftrages enthalten wird.





 


2.	Gestaltung des Zwischenberichtes





Anlässlich ihrer Sitzung vom 23. Juni 2001 hat die Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten des Verfassungsrates beschlossen, dass die Berichte in Form von Thesen aufzubauen sind. Der Verweis auf eine bestehende Bestimmung der Verfassung soll dabei eine grosse Ausnahme bilden.





Der vorliegende Bericht bemüht sich deshalb, diesen Entscheid, der eng mit der “ Lektüre Null ” verbunden ist, zu berücksichtigen.





Hier ist auf die Bestimmungen von Artikel 31 Absatz 4 der Geschäftsordnung vom 4. Oktober 2000 des Verfassungsrats des Kantons Freiburg zu verweisen: “ Hat die Kommission Anträge nicht einstimmig gefasst, so kann die Minderheit, sofern sie mindestens einen Fünftel der anwesenden Personen ausmacht, ihre Anträge neben jenen der Mehrheit darlegen. ”





Im Verlaufe der von der Kommission bis anhin geführten Beratungen hat eine Minderheit, zusammengesetzt aus der Dame und den Herren Yvonne Gendre, Gaétan Emonet, Denis Chassot und Olivier Suter Anträge zur Gemeindeautonomie, die Zusammenarbeit zwischen Gemeinden und die Gemeindezusammenschlüsse gestellt.





Der vorliegende Bericht wird somit für jedes der erwähnten Kapitel die Thesen der Mehrheit  und anschliessend die Thesen der Minderheit enthalten.








3.	Gliederung des Zwischenberichtes





Der Zwischenbericht ist wie folgt gegliedert:


I.	Die Gemeindeautonomie: Die Kompetenzen und die Finanzen der Gemeinden;


II.	Die Stellung der Gemeinden;


III.	Die Organe der Gemeinden;


IV.	Die Zusammenarbeit zwischen Gemeinden;


V.	Die Gemeindezusammenschlüsse


.





I.	Die Gemeindeautonomie: Die Kompetenzen und die Finanzen der Gemeinden








1.1	Argumentation der Mehrheit





Artikel 3, Paragraf 1, der europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung lautet wie folgt: “ Kommunale Selbstverwaltung bedeutet das Recht und die tatsächliche Fähigkeit kommunaler Gebietskörperschaften, im Rahmen der Rechtsordnung einen bedeutenden Anteil der öffentlichen Angelegenheiten in eigener Verantwortung und zum Nutzen ihrer Einwohner zu regeln und zu verwalten. ”





Mit Bezug auf die erwähnte Definition ist die Kommission der Ansicht, dass die Gemeindeautonomie gewährleistet werden muss. Sie beurteilt deshalb die Aufnahme einer erneuernden These in Anlehnung an die gegenwärtige Rechtsprechung des Bundesgerichtes über die Gemeindeautonomie als unerlässlich. Gemäss dieser Rechtsprechung hat eine Gemeinde Anrecht auf Schutz ihrer Autonomie, auf die sie sich vor dem Bundesgericht in den Bereichen, in denen das kantonale Recht ihr angemessene Entscheidungsfreiheit zuspricht, berufen kann.





Artikel 4 des Gesetzes vom 25. September 1980 über die Gemeinden lautet: “ Die Gemeinde besorgt ihre Angelegenheiten in den Grenzen der kantonalen und der eidgenössischen Gesetzgebung selbständig. ” Diese Formulierung entspricht nicht dem Grundsatz der Rechtssicherheit, denn für jeden fraglichen Bereich hat das Bundesgericht die kantonale und gegebenenfalls die Bundesgesetzgebung eingehend zu prüfen, um abzuklären, ob die Gemeinde im fraglichen Bereich über eine genügende Entscheidungsbefugnis verfügt und sich somit auf ihre Autonomie berufen kann.





Ziel der von der Kommission entwickelten These ist es, den Gemeinden zu ermöglichen, zu wissen, ob sie in den nicht erschöpfend erwähnten Bereichen über ihre Autonomie verfügen und somit befugt sind, vor dem Bundesgericht zu handeln.





Es versteht sich natürlich von selbst, dass die Tatsache, dass sich eine Gemeinde in einem bestimmten Fall auf ihre Autonomie berufen kann, nicht bedeutet, dass ihr Vorgehen begründet ist. Es bedeutet nur, dass sie das Recht hat, sich auf die Autonomie zu berufen, dass auf ihr Vorgehen eingetreten werden kann und dass es Sache der Gerichtsbehörden ist, zu prüfen, ob die erwähnte Autonomie eingehalten worden ist oder nicht. Die Entscheide der Gemeinden haben natürlich sowohl das Recht des Bundes wie jenes des Kantons und der Gemeinde zu berücksichtigen.





Die Kommission hält fest, dass die in ihrer These vorgeschlagene Aufzählung - welche, da sie nicht erschöpfend ist, vom Gesetzgeber auf andere Bereiche ausgeweitet werden kann - den Bereichen entspricht, in denen es unabdingbar ist, dass die Gemeinde über Autonomie verfügen kann.





Die Kommission ist auch der Ansicht, dass bei der Abtretung eines Kompetenzbereiches an einen Gemeindeverband dieser unbedingt in der Lage sein muss, sich auf diese übertragene Autonomie berufen zu können.

















1.2	Thesen der Mehrheit





Auf der vorerwähnten Grundlage formuliert die Kommission folgende drei Thesen:


I.1	Die Gemeinden übernehmen die diesen von der Verfassung oder dem Gesetz zugeteilten Aufgaben.


I.2	Der Staat überträgt den Gemeinden die Aufgaben, die diese besser ausüben können.


I.3	Die Gemeinden verfügen vor allem in folgenden Bereichen über Autonomie:


-	Verwaltung des Gemeindegutes;


-	Sicherstellung der Gemeindeverwaltung;


-	Festsetzung und Einzug der Gebühren und der Gemeindesteuern wie Verwendung derer Ergebnisse;


-	Örtliche Raumplanung;


-	Verwaltung des örtlichen Gemeingutes;


-	Interkommunale Beziehungen.


In den Bereichen, für welche die Gemeinden ihre Kompetenzen an einen Gemeindeverband abgetreten haben, kann die Autonomie somit von letzterem in Anspruch genommen werden.








2.1	Argumentation der Minderheit / Gemeindeautonomie: Notwendigkeit einer materiellen Steuerharmonisierung





Die Gemeinde bildet die Grundlage der lokalen Demokratie. Wegen ihrer Nähe zu den Bürgerinnen und Bürgern ist sie in der Lage, deren Interessen viel besser zu genügen als ein Zentralstaat. Aus diesem Grunde misst die Minderheit der Kommission der Gemeindeautonomie die grösste Bedeutung zu.





Die Gemeindeautonomie wird an den Mitteln gemessen, welche es erlauben, eine Gemeinde in aller Unabhängigkeit zu verwalten. Die Tatsache, dass eine Gemeinde Steuern erheben und über deren Ergebnisse frei verfügen kann, ist eine der besten Begründungen für die Triftigkeit der lokalen Demokratie und der Verantwortung der Gemeinden. Ohne finanzielle Autonomie laufen die Gemeinden Gefahr, keine soziale Anerkennung mehr zu geniessen und schliesslich an politischer Zweckentziehung zu leiden.





Gleichwohl dürfen die starken unterschiedlichen Behandlungen der freiburgischen Steuerzahler nicht ignoriert werden. Gegenwärtig sind die Unterschiede zwischen den Gemeinden besonders stark; der Steueransatz kann von eins bis drei gehen. Die Gemeinden mit wenig Steuern verdanken dies nicht unbedingt ihrer gesunden Verwaltung sondern der Tatsache, dass sie beispielsweise grosse Steuerzahler beherbergen oder dass sie in den Genuss von kulturellen, sportlichen, sozialen oder verkehrstechnischen Einrichtungen von Nachbargemeinden gelangen, welche somit von andern finanziert werden.





Die unterschiedlichen Steueransätze bilden ausserdem ein Hindernis für die nötigen strukturellen Reformen der Gemeinden. Es ist in der Tat schwierig, eine reiche Gemeinde (mit einem tiefen Steueransatz) zu überzeugen, sich mit einer armen Gemeinde (mit einem hohen Steueransatz) zusammenzuschliessen.





Wenn die Gemeindeautonomie eine finanzielle Autonomie bedingt, verlangt die steuertechnische Gleichbehandlung und die Kohärenz des Gebietes, diese Oberhoheit einzuschränken. Schon heute haben die Freiburger Gemeinden keine Fiskaloberhoheit sondern eine gewisse steuertechnische Flexibilität (DAFFLON, 1992b, “ L’autonomie fiscale communale, le cas de Fribourg ”). So begrenzt das kantonale Recht die Gemeindesteuer auf das Einkommen auf 1,25.








2.2	Thesen der Minderheit





In der Idealform begrüsst die Minderheit der Kommission einen einheitlichen Gemeindeansatz, berechnet auf dem durchschnittlichen kantonalen Ansatz.





Wenn der einheitliche Ansatz nicht angenommen wird, schlägt die Minderheit der Kommission vor, dass der Ansatz der Gemeindesteuer eine Spanne von 10 % unter und über dem durchschnittlichen Ansatz zwischen den Gemeinden nicht übersteigt.





Auf jeden Fall drängt sich ein Finanzausgleich nach festzulegenden Kriterien auf.











II.	Die Stellung der Gemeinden








1.	Argumentation





Die Kommission hat es als nötig erachtet, obwohl sie sich auf die klassische Definition beschränkt hat, den Begriff der Gemeinde in der Verfassung zu definieren. Dennoch hat sie aber gewünscht, von den Gemeinden anzustrebende Ziele beizufügen.





Zu diesem Zwecke verweist die Kommission auf die, ihrer Meinung nach, Notwendigkeit, den Gemeinden Ziele zur Erreichung des Wohlergehens der Bewohnerinnen und Bewohner, zur Achtung der nachbarlichen Beziehungen mit den Bürgerinnen und Bürgern und einer dauerhaften Lebensqualität festzulegen.








2.	Thesen





Auf der vorerwähnten Grundlage formuliert die Kommission folgende Thesen:


II.1	Die Gemeinden sind öffentlichrechtliche Körperschaften mit juristischer Persönlichkeit.


II.2	Die Existenz und das Gebiet der Gemeinden sind im Rahmen der Verfassung garantiert.


II.3	Ein Verfassungsartikel soll festhalten, dass die Gemeinden das Wohl der Einwohnerinnen und Einwohner, die dauernde Lebensqualität und nachbarliche Beziehungen mit den Bürgerinnen und Bürgern anzustreben haben.








III.	Die Organe der Gemeinden








1.	Argumentation





Die Kommission findet es als angebracht, sich der Gesamtheit der Fragen im Zusammenhang mit den Organen der Gemeinden anzunehmen, unabhängig von der Notwendigkeit - für gewisse Thesen - einer verfassungsrechtlichen Verankerung.





Allgemein gesehen hat die Kommission im Verhältnis zur gegenwärtigen Gesetzgebung keine wichtigen Abänderungen gebracht. Sie stellt fest, dass die letzten Änderungen des Gesetzes vom 25. September 1980 über die Gemeinden in jeder Beziehung befriedigen. Die eingeführte Bewegungsfreiheit in Sachen Anzahl Gemeinderätinnen und/oder Gemeinderäte und Generalrätinnen und/oder Generalräte ermöglicht es, den Bedürfnissen der verschiedenen Gemeinden, vor allem je nach ihrer Grösse, zu entsprechen.





Die Kommission ist der Ansicht, dass der Wahlmodus der Gemeindepräsidentin und/oder des Ammanns durch den Gemeinderat der einzige Garant für die Achtung des Prinzips der Kollegialität ist, welcher für den guten Gang der Gemeindeangelegenheiten unabdingbar ist.





Nach Prüfung der Angelegenheit ist die Kommission der Ansicht, dass die Beibehaltung des gegenwärtigen Systems der Wahl der Mitglieder des Gemeinderates nach dem Majorzsystem, es sei denn, die Anwendung des Proporzsystems werde verlangt, angezeigt ist. Sie beurteilt dessen Beibehaltung nach der erfolgten Aufhebung der stillen Wahl umso passender.





Die Kommission erachtet es als nötig, dass die Gesamtheit der Mandate - seien sie kommunal oder kantonal - von gleicher Dauer sein müssen. Nur eine Legislaturperiode von fünf Jahren erlaubt eine effiziente Arbeit, beurteilt sie weiter.





Die Kommission ist der Ansicht, dass die Achtung einer besseren Demokratie die Wahl des Gemeinderates durch das Stimmvolk und nicht durch die gesetzgebende Behörde verlangt.








2.	Thesen





Auf der vorerwähnten Grundlage formuliert die Kommission folgende Thesen:


III.1	Die gesetzgebende Behörde der Gemeinde (Gemeindeversammlung oder Generalrat) bleibt frei in der Festlegung der Anzahl Gemeinderätinnen und/oder Gemeinderäte (zwischen 5 und 9).


III.2	Die Verfassung bestimmt, dass jede Gemeinde über eine gesetzgebende Behörde (Gemeindeversammlung oder Generalrat) und eine ausführende Behörde verfügt.


III.3	Die Verfassung bestimmt, dass der Gemeinderat vom Stimmvolk gewählt wird.


III.4	Die Wahl der Mitglieder des Gemeinderates erfolgt nach dem Majorzsystem, es sei denn, die Anwendung des Proporzsystems werde verlangt.


III.5	Die Kommission hat die Einführung des obligatorischen Proporzsystems abgelehnt.


III.6	Was die ausführende Behörde betrifft, bestimmt das Gesetz, dass die Gemeindepräsidentin und/oder der Ammann vom Gemeinderat gewählt werden.


III.7	Die Amtsdauer der Gemeinderätinnen und/oder Gemeinderäte und der Generalrätinnen und/oder Generalräte beträgt 5 Jahre.


III.8	Die Kommission hat beschlossen, den Gemeinden keinen Generalrat ab einer bestimmten Anzahl Einwohner aufzuzwingen.


III.9	Die Gemeinden üben ihre Tätigkeit in Achtung ihrer Bevölkerung und des Rechtes aus. Der Staat sichert die Oberaufsicht.











IV.	Interkantonale Zusammenarbeit








1.1	Argumentation der Mehrheit





Wenn die Kommission von der Bedeutung der interkommunalen Zusammenarbeit überzeugt ist - als Garant der Achtung gewisser den Gemeinden delegierter Aufgaben - , scheint es ihr trotzdem unabdingbar, gewisse Verbesserungen anzubringen, um das heute in den Gemeindeverbänden, wie sie im Gesetz vom 25. September 1980 über die Gemeinden vorgesehen sind, bestehende demokratische Defizit auszumerzen.





Zu diesem Zwecke möchte die Kommission grundlegende Neuerungen in der Art der Bezeichnung der Delegierten sowie zur Schaffung von Volksrechten einbringen.





Die Mehrheit der Kommission erachtet es ebenfalls als angezeigt, je nach den regionalen Besonderheiten, einen Verband für mehrere von einander unabhängige Zwecke schaffen zu können. Eine solche Art von Verband würde es erlauben, mit der Einsetzung von effizienteren Strukturen den Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger besser zu entsprechen. Die Mehrheit der Kommission wünscht dagegen nicht, dass solche Mehrzweckverbände die einzig erlaubten wären.





Die Kommission stellt fest, dass es in Anbetracht der den Gemeinden auf Grund des eidgenössischen wie des kantonalen Rechts zufallenden wichtigen Aufgaben möglich ist, dass mehrere davon nicht in der Lage sind, diese auszuführen. Es ist deshalb berechtigt, den verpflichteten Beitritt zu einem Verband, wie er in Artikel 110 des Gesetzes vom 25. September 1980 über die Gemeinden festgehalten ist, beizubehalten.











1.2	Thesen der Mehrheit





Auf der vorerwähnten Grundlage formuliert die Kommission folgende Thesen:


IV.1	Der Staat fördert die Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden.


IV.2	Die Delegierten werden vom Gemeinderat und von der Gemeindeversammlung, bzw. dem Generalrat, bestimmt. Wenn die Gemeinde Anrecht auf eine einzige Delegierte oder einen einzigen Delegierten hat, wird diese oder dieser vom Gemeinderat allein bestimmt.





IV.3	Folgende Volksrechte werden eingeführt:


-	das Initiativrecht;


-	das obligatorische Referendum;


-	das fakultative Referendum;


-	das Recht der Bevölkerung auf Anhörung;


-	das Recht der Bevölkerung auf Information.


IV.4	Das Erfordernis der zusammenhängenden Aufgaben für die Mehrzweckverbände der Gemeinden wird aufgehoben, die Mitglieder eines Verbandes haben aber allen ihren Zwecken beizutreten.


IV.5	Die Mehrheit der Kommission hat den Vorschlag, dass die Gemeinden nur einem Verband beitreten können, abgelehnt.


IV.6	Der Staat kann in ausserordentlichen Fällen Gemeinden verpflichten, sich zu vereinigen oder einem Verband beizutreten.








2.1	Argumentation der Minderheit / Für mehr Transparenz und Demokratie sind bloss zwei Formen von interkommunaler Zusammenarbeit möglich: Föderationen von Gemeinden und Agglomerationen





Die Interkommunalität ist die schweigende Revolution der letzten Jahre. Die Bedeutung der interkommunalen Zusammenarbeit nimmt unaufhörlich zu. Sie gibt den Körperschaften eine genügende Kapazität, um ihre Aufgaben unter Aufrechterhaltung einer engen Verbindung zwischen Bürgerinnen und Bürgern und ihren Gewählten zu erfüllen.





Die Verstärkung der interkommunalen Zusammenarbeit bewirkt aber ein demokratisches Defizit. Die Frage der demokratischen Legitimation der im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit getroffenen Entscheide stellt sich immer stärker: Wer wählt die Delegierte und/oder den Delegierten der Gemeinde, welches ist ihre oder seine politische Verantwortung, wie werden die Entscheide mit obligatorischem Charakter getroffen ?





Wenn die Zukunft in einer noch stärkeren Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden liegt, müssen die Zusammenarbeitsformen die Achtung der demokratischen Grundsätze garantieren, das heisst, namentlich:


a.	Möglichkeit, die Delegierten durch das Volk zu bestimmen;


b.	Initiativrecht;


c.	Finanzmittel.





Die Vervielfältigung der gegenwärtigen Formen an Zusammenarbeit verstösst ausserdem gegen die Grundsätze der Lesbarkeit und der territorialen Kohärenz. Die gleiche Gemeinde kann Mitglied von mehreren Verbänden sein, die verschiedene Gemeinden umfassen, sodass es für die Bürgerin und/oder den Bürger schwierig wird, die Zusammenhänge zu sehen und vor allem, die demokratischen Rechte auszuüben. Aus diesem Grunde müssen die unbefriedigenden Formen an interkommunaler Zusammenarbeit (Verbände in der gegenwärtigen Form und Gemeindeübereinkünfte) zu Gunsten von angepassteren Strukturen verschwinden.














2.2	Thesen der Minderheit





Die Verbindungen zwischen Gemeinden haben sich ausschliesslich innerhalb von Föderationen von Gemeinden (Gemeindeverbände für verschiedene nicht zusammenhängende Zwecke) oder innerhalb von Agglomerationen abzuspielen.





Diese beiden Strukturtypen verfügen über Finanzmittel.





Die Freiheit der Gemeinden liegt in der Wahl der Partnergemeinden und nicht mehr in der Wahl eines Zusammarbeitstyps.











V.	Die Gemeindezusammenschlüsse








1.1	Argumentation der Mehrheit





Die Kommission ist der Ansicht, dass die Gemeindezusammenschlüsse gefördert und begünstigt werden müssen. Es ist angezeigt, die Gemeindezusammenschlüsse anzuregen und zu erleichtern, um die zu einer besseren Effizienz nötigen Gruppierungen zu ermöglichen. In Anbetracht der ihnen zufallenden Aufgaben müssen die Gemeinden ihr Vorrecht in effizienter und rationeller Art ausüben können.





Die Kommission ist der Meinung, dass der Staat zur Begünstigung der Gemeindezusammenschlüsse einen Katalog von anregenden Massnahmen erarbeiten muss. Als Kriterien zur Erarbeitung eines solchen Kataloges können sein, die Fähigkeit der Gemeinden, ihre Aufgaben zu erfüllen, deren finanzielle Möglichkeiten, die lokalen Besonderheiten in geografischer oder kultureller Hinsicht, die vorherigen Verbindungen zwischen Gemeinden und die Erfordernisse einer effizienten Verwaltung im Dienste der Bürgerinnen und Bürger.





Nach Meinung der Kommission darf kein Gemeindezusammenschluss ohne Zustimmung des Stimmvolkes der betroffenen Gemeinden erfolgen. Die Gruppierungen müssen ebenfalls von der Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger jeder Gemeinde angenommen werden. Für die Kommission geht es um eine nötige Vorsicht, um die Autonomie der Gemeinden, deren Existenz nicht ohne deren Willen in Frage gestellt werden darf, zu berücksichtigen.





Die Kommission findet es angezeigt, verschiedenen Typen von Gemeindezusammenschlüssen vorzusehen. Mehrheitlich ist sie der Ansicht, dass freiwillige Zusammenschlüsse, Zusammenschlüsse auf der Grundlage einer Initiative des Stimmvolkes und der vom Staat vorgeschlagene Zusammenschluss vorgesehen werden sollen.





In dieser Hinsicht erachtet die Mehrheit der Kommission es als angebracht, dass ein Initiativrecht im Hinblick auf einen Gemeindezusammenschluss gewährt wird. Die Einführung eines solchen Rechtes ginge in der Tat in Richtung der Berücksichtigung eines demokratischen Prozesses zur Förderung - unter gewissen Voraussetzungen - der Verwirklichung von Gemeindezusammenschlüssen.





Die Kommission spricht sich mehrheitlich gegen die Einsetzung von verpflichteten Gemeindezusammenschlüssen aus. Ein solches Vorgehen würde nicht nur gegen die Gemeindeautonomie verstossen sondern auch gegen die Interessen des Stimmvolkes, welches auf sein Initiativrecht verzichtet hätte.











1.2	Thesen der Mehrheit





Auf der vorerwähnten Grundlage formuliert die Kommission folgende Thesen:


V.1	Der Staat fördert und begünstigt die Gemeindezusammenschlüsse.


V.2	Die Wählerinnen und Wähler können über die Initiative den Zusammenschluss (Zusammenschluss in der Folge einer Initiative) vorschlagen.


V.3	Der Staat kann den Gemeinden, sofern dies die Notwendigkeit verlangt und zu den im Gesetz vorgesehenen Bedingungen, ebenfalls einen Zusammenschluss vorschlagen.


V.4	Die Kommission lehnt die Idee eines obligatorischen vom Staat verpflichteten Zusammenschlusses ab.


V.5	Die Gemeindezusammenschlüsse können über die Kantonsgrenzen hinausgehen. 


V.6	Das Stimmvolk spricht sich in letzter Instanz über die Gemeindezusammenschlüsse aus.








2.1	Argumentation der Minderheit / Verpflichteter Zusammenschluss: Die unabdingbare Ergänzung zu den freiwilligen und vorgeschlagenen Zusammenschlüssen





Die Minderheit der Kommission meint, dass die von der Mehrheit der Kommission angenommenen Vorschläge in die gute Richtung gehen: Initiativrecht des betroffenen Stimmvolkes, anregende Massnahmen zu freiwilligen Zusammenschlüssen. Die freiwilligen Gemeindezusammenschlüsse sind offensichtlich der normale zu begünstigende Weg.








2.2	Thesen der Minderheit





In Extremfällen, wenn alle zur Verfügung stehenden Rechtsmittel (vorgeschlagener Zusammenschluss, Vermittlung, Vormundschaft, usw.) ausgeschöpft sind und wenn die Lage der Gemeinde die legitimen Interessen der lokalen, regionalen oder kantonalen Gemeinschaft beeinträchtigen, kann der Gemeindezusammenschluss vom Staatsrat nach Anhörung der interessierten Gemeinden verpflichtet werden.











Schlussfolgerungen





Dieser Zwischenbericht ist bloss eine Wiedergabe der Eingangsdiskussionen im Rahmen der Kommission. Gewisse festgelegte Thesen können deshalb anlässlich der Erarbeitung des Schlussberichtes abgeändert oder ergänzt werden.





Die Kommission wird sich jetzt an die andern ihr zugeteilten Themen machen, nämlich die Bezirke (Stellung, Anzahl, Oberamtmänner) und die Schaffung von neuen regionalen Einheiten.





Der Schlussbericht wird somit die definitiven Thesen der Kommission zur Gesamtheit des ihr zugeteilten Mandates enthalten.








          Der Präsident:                                                                                





Freiburg, den 28. August 2001 – LS/ms                                      Laurent Schneuwly
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